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Gardelegener Volksstimme | 09.02.2026

Wie es mit dem Endlager weitergeht
Online-Veranstaltung zu den Arbeiten in Morsleben.

Morsleben/VS. Die Bundesgesellschaft
für Endlagerung mbH (BGE) lädt zum
digitalen Dialogforum „Betrifft: Mors-
leben“ am Dienstag, 10. Februar, um
18 Uhr ein. In der Online-Veranstaltung
stehen der Rückblick auf die Arbeiten
im vergangenen Jahr sowie die geplan-
ten Arbeiten in diesem Jahr im Fokus.
Matthias Ranft, Projektleiter des End-
lagers für schwach- und mittelradioak-
tive Abfälle Morsleben, spricht zudem
über das komplexe Genehmigungsver-
fahren, das die geplante Stilllegung des
Endlagers verlangt.

Im Endlager Morsleben befinden sich
rund 37.000 Kubikmeter schwach- und
mittelradioaktive Abfälle unter Tage.
Die Aufgabe der BGE ist, das Endla-
ger unter Verbleib der radioaktiven Ab-
fälle stillzulegen. Unter der Einhaltung
der atomrechtlichen Vorgaben wird die
Stilllegung des Endlagers Morsleben
umfangreich wissenschaftlich vorberei-
tet und begleitet.

Die Teilnahme zu dieser Online-Ver-
anstaltung ist auf zwei Wegen mög-

lich: per Zoom-Konferenz oder im
Livestream auf YouTube. Der Link
zur Zoom-Konferenz wird am Veran-
staltungstag auf der Startseite von
www.bge.de zugänglich sein. Zudem
wird die Veranstaltung über den
YouTube-Kanal der BGE unter www.y-
outube.com/@die_bge gestreamt.

Fragen und Diskussionsbeiträge kön-
nen Interessierte vorab per E-Mail an in-
fo-morsleben@bge.de schicken.
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Schwarzwälder Bote Bad Wildbad, Calw | 07.02.2026

Kommt der Atommüll nach Bad Wildbad?
Der Anteil von erneuerbaren Energien steigt immer weiter an – doch die Frage nach der
Lagerung von Atommüll bleibt.

Bad Wildbad-Calmbach „Wir alle ha-
ben ihn, niemand will ihn, er ist eine
Ewigkeitslast“, mit diesen Worten zeig-
te der Grünen-Bundestagsabgeordnete
Harald Ebner den mehr als 50 Anwe-
senden im Clubhaus in Calmbach ein
deutsches Dilemma auf. Doch wovon
sprach der promovierte Diplom-Agrar-
ingenieur?

Die Rede war von den 1900 Casto-
ren mit hoch radioaktivem Atommüll,
der an 16 Standorten im Bundesgebiet
oberirdisch zwischengelagert wird.

Am 15. April 2023 wurde das letzte in
Betrieb befindliche Atomkraftwerk ab-
geschaltet, der Müll aber ist geblieben.

Ebner: „Atomkraft war ein Irrweg“

Besonders krass zeigt sich in diesem Zu-
sammenhang die Tatsache, dass Atom-
kraft in Deutschland nur rund 60 Jahre
genutzt wurde.

Ebner, im Aufsichtsrat der Bundesge-
sellschaft für Endlagerung (BGE) stell-
te fest: „Atomkraft war ein Irrweg, sie
bleibt eine Risikotechnologie.“ Die Su-
che nach einem dauerhaften Endlager
war bis 2013 ein reines Politikum, bis
ein Standortauswahlgesetz verabschie-
det wurde. Dabei mussten laut Ebner
„mentale Hürden bei den Menschen
genommen werden, zu sagen, wir ha-
ben in Deutschland eine weiße Karte

für die Standortsuche.“ In drei Phasen
soll der bestmögliche Standort gefun-
den werden. Dabei geht es um geologi-
sche und wissenschaftliche Vorausset-
zungen, die es zu prüfen gilt. Ziel ist,
durch ein kompliziertes Ausschlussver-
fahren, den einen, besten Standort zu
finden.

Nach jeder Phase wird der Bundestag
über die Auswahl beschließen. Zuvor
wird in jedem Fall die Bevölkerung ins
Boot genommen. Es gibt beispielswei-
se das nationale Begleitgremium und
das Forum Endlager. Harald Ebner sieht
das nationale Begleitgremium als wich-
tiges Scharnier zwischen Bürgern und
Behörden, da es Recht auf Aktenein-
sicht hat. Die BGE veröffentlicht einmal
jährlich die Fortschritte, die gemacht
werden. Bisher befindet man sich noch
in der ersten Phase. Eine online einseh-
bare Übersichtskarte zeigt anhand von
verschiedenen Farben, welche Region
bereits aus der Auswahl ausgeschieden
ist. Wichtig für Bad Wildbad und Um-
gebung ist die Farbe türkis, die besagt,
dass der Standort anhand der Untersu-
chungen noch „im Rennen“ ist, aller-
dings steht man momentan bei Aus-
wahl C oder D, nur A würde in die wei-
tere Phase einfließen.

Bis 2027 sollen A-Gebiete ausgewiesen
sein. Ob, wie Ebner anführte, kristalli-
nes Gestein, wie in der Region rund um
Bad Wildbad, am Ende das Rennen ma-
chen wird gegenüber kompakten Ton-

lagerungen oder flachen Salzlagerun-
gen, könne man zum jetzigen Zeitpunkt
nicht sagen.

Rund 27 Prozent deutscher Fläche noch
in der Auswahl

Rund 27 Prozent der deutschen Fläche
sei noch in der Auswahl. Fragen aus
den Reihen des aufmerksamen Publi-
kums zeigten die Besorgnis, was pas-
siere, wenn man als Standort ausge-
sucht würde. Ebner erklärte, dass es
rund 15 bis 20 Jahre dauere, bis der ra-
dioaktive Müll eingelagert werden kön-
ne. Die Einlagerung selbst wird Jahr-
zehnte in Anspruch nehmen. Die größ-
te Baustelle sei aber unterirdisch, das
gehe senkrecht bis zu 500 Meter in
den Berg. Wer das alles bezahle, wurde
in den Raum geworfen. Ebner erklärte,
dass die AKW-Betreiber in einen staat-
lichen Fond einzahlen mussten, in dem
sich rund 27,5 Milliarden Euro befin-
den. Das würde einen Großteil der Kos-
ten decken. Wichtig für den 61-Jährigen
ist klarzustellen, dass eine Transparenz
vorhanden sein muss: „Selbstverständ-
lich wird es Klagen und Bürgerinitiati-
ven geben, das muss ein Gegengewicht
sein. Es darf sich keiner verschaukelt
fühlen, denn ganz schlimm ist, wenn
man glaubt, man ist hintergangen wor-
den. Dafür ist dieses Verfahren transpa-
rent. Die Auseinandersetzung, die mit
Sicherheit kommt, ist dadurch für alle
beherrschbar.“
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Schaumburg-Lippische Landes-Zeitung | 07.02.2026

Studie warnt vor Drohnen-Angriffen
Gutachten sieht Sicherheitsdefizite bei Atommüll-Zwischenlager wie in Grohnde / Das sagen die
Betreiber

Dieses Szenario klingt unwahrschein-
lich, gilt aber nach Auffassung von
Experten als möglich: ein bewaffne-
ter Drohnenangriff auf Zwischenlager
mit hoch radioaktiven Abfällen wie in
Grohnde. Wie die Autorinnen einer Stu-
die argumentieren? Und was die Betrei-
ber der Zwischenlager sagen? Ein Über-
blick.

Christian Branahl

Trotz der teilweise bereits umgesetz-
ten Maßnahmen zum Schutz vor Ter-
rorgefahren an den Zwischenlagern für
hoch radioaktive Abfälle sieht eine Stu-
die deutliche Lücken in den Sicherheits-
konzepten. Zu diesem Ergebnis kom-
men Dipl.-Phys. Oda Becker und Prof.
Dr. Jutta Weber, die mögliche Auswir-
kungen von Terrorangriffen am Beispiel
der Zwischenlager in Ahaus und Brok-
dorf dargestellt haben. Dabei unter-
stellten sie auch den Einsatz spreng-
stoffbeladener Kamikaze-Drohnen „als
Teil heutiger Kriegsrealität“. Sie könn-
ten auch für einen Angriff auf Atoman-
lagen genutzt werden. Die Autorinnen
beschreiben als Folge ein Szenario, aus
dem „eine erhebliche Freisetzung von
radioaktiven Stoffen resultiert“ – mit er-
heblicher Gefährdung der Bevölkerung
in der näheren Umgebung.

Auf Nachfrage unserer Zeitung bestä-
tigt Becker, dass die für Brokdorf be-
schriebenen Folgen auf das Zwischen-
lager Grohnde übertragbar seien. Be-
kanntlich sind die norddeutschen Ge-
bäude nach dem STEAG-Konzept geneh-
migt, das besseren Schutz gegen äu-
ßere Einwirkungen bieten soll. Die Di-
plom-Physikerin, seit rund 25 Jahren
unabhängige Wissenschaftlerin im Be-
reich Sicherheit und Risiken von kern-
technischen Anlagen, erklärt auf Nach-
frage, dass für mögliche Drohnenan-

griffe keine akute Bedrohungslage be-
stehe, aber sie theoretisch möglich sei-
en.

„Der Einsatz von Drohnen in militäri-
schen Konflikten hat in den letzten Jah-
ren rasant zugenommen und wird in
den kommenden Jahren weiter zuneh-
men“, heißt es in der 63-seitigen Studie,
die im Auftrag der Anti-Atom-Organisa-
tion „Ausgestrahlt“ erstellt im vergan-
genen Jahr vorgestellt worden ist. We-
gen der massiven Zunahme der Droh-
nen und ihren Fähigkeiten sowie we-
gen des leichten Zugangs, der einfa-
chen Bedienung und der niedrigen Kos-
ten könnte es „die Waffe der Wahl für
zukünftige Terroristen sein“.

Die Autorinnen untersuchten auftrags-
gemäß auch ein Szenario, in dem das
Zwischenlager Brokdorf mit mehreren
Drohnen angegriffen werde, die mit
Sprengstoffen und Brandbeschleuniger
beladen seien, um eine erhebliche Frei-
setzung zu verursachen. Ihre Detail-
kenntnisse über die Sicherheitskonzep-
te der Zwischenlager halten die Auto-
rinnen nach eigenen Angaben bewusst
zurück, da „keine Anleitung für einen
derartigen Angriff bereitgestellt wer-
den soll“.

An den Folgen aber lassen sie keinen
Zweifel. In Windrichtung sehen die Au-
torinnen bei einem Drohnenangriff auf
das Zwischenlager Brokdorf die mög-
lichen Auswirkungen, dass eine Eva-
kuierung bis in eine Entfernung von
fast zwölf Kilometer erforderlich wer-
de, bis in 800 Meter träten effektive Do-
sen auf, die tödlich sein könnten. Das
Ergebnis ließe sich auf Grohnde über-
tragen, sagt Becker. So ein Angriff sei
„nicht trivial“, erklärt sie, verweist auf
eine gewisse Anzahl von entsprechend
ausgerüsteten Drohnen und „sehr viel

Fachwissen“. Dennoch müssten sich die
Betreiber der Zwischenlager mit die-
ser Möglichkeit auseinandersetzen und
sich nicht nur auf den Staat berufen.
Becker erklärt gegenüber unserer Zei-
tung: „Mir geht es nicht darum, Panik
zu schüren, sondern darum, eine sach-
liche Debatte zu führen.“

Das Bundesamt für die Sicherheit der
nuklearen Entsorgung (BASE) verweist
darauf, dass die Abwehr terroristischer
Gefahren vorrangig eine staatliche Auf-
gabe sei. Diese staatliche Aufgabe wer-
de bei Zwischenlagern ergänzt durch
die Verpflichtung des Betreibers zur
Umsetzung von Maßnahmen zum er-
forderlichen Schutz des Zwischenlagers
gegen „Störmaßnahmen oder sonstige
Einwirkungen Dritter“, kurz SEWD. Da-
hinter verbergen sich kriminelle Hand-
lungen, um radioaktive Stoffen zu ent-
wenden oder freizusetzen.

Das Bundesamt erklärt in einer Bro-
schüre, dass dies jedoch nicht den
Schutz des Zwischenlagers gegen krie-
gerische und militärische Auseinander-
setzungen beinhalte. „Der militärische
Angriff Russlands auf die Ukraine stellt
in dieser Hinsicht einen Präzedenzfall
dar“, heißt es dazu.

Der für Grohnde zuständige Sprecher
der Bundesgesellschaft für Zwischenla-
gerung (BGZ), Dr. David Knollmann, er-
klärt, dass der Schutz gegen Angrif-
fe (SEWD) vom Gesetzgeber festge-
legt sei. Demnach seien die jeweiligen
Schutzmaßnahmen der BGZ und des
Staates verzahnt und aufeinander abge-
stimmt. „Die Schutzmaßnahmen wer-
den von den Sicherheitsbehörden kon-
tinuierlich evaluiert und gegebenen-
falls angepasst“, meint er. Die neu er-
richtete Schutzwand am Brennelemen-
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te-Zwischenlager in Grohnde sei Aus-
druck dieser dynamischen Anpassung.

Ein Zwischenlager „bietet natürlich
auch bei kriegerischen Auseinander-

setzungen einen bestimmten Schutz“,
meint Knollmann, fügt aber hinzu: „In
einem solchen Fall nehmen staatliche
Stellen eine größere Rolle wahr.“

Gesellschaft für Zwischenlagerung ver-
weist auf ständig angepasste neue
Schutzmaßnahmen.
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